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Seit Verkündung der Entscheidung zur Zeiterfassungs-
pflicht im Arbeitsverhältnis am 13. September 2022 
(1 ABR 22/21) wurde die Begründung des Bundesarbeits-
gerichts erwartet. Nun liegt sie vor.  
 
In dem Beschlussverfahren hatte der antragstellende Be-
triebsrat auf Grundlage von § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG ein 
Initiativrecht zur Einführung eines elektronischen Zeiter-
fassungssystems geltend gemacht. Das Bundesarbeitsge-
richt hat ein solches Initiativrecht des Betriebsrats abge-
lehnt, weil ohnehin eine gesetzliche Verpflichtung des 
Arbeitgebers bestehe, die gesamte Arbeitszeit der Arbeit-
nehmer zu erfassen. Diese Verpflichtung ergebe sich aus 
§ 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG, wonach der Arbeitgeber eine 
„geeignete Organisation“ für den Gesundheitsschutz 
schaffen müsse. Eine Erfassung der Arbeitszeit gehöre 
dazu.   
 
Die Entscheidungsgründe lassen erkennen, dass erhebli-
cher Begründungsaufwand erforderlich war, um aus der 
- bislang eher stiefmütterlich behandelten - Vorschrift des 
§ 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG im Wege einer europarechtskon-
formen Auslegung eine bestehende gesetzliche Verpflich-
tung von Arbeitgebern zur Erfassung der gesamten Ar-
beitszeit ihrer Arbeitnehmer abzuleiten. Im Wesentlichen 
stützt sich das Bundesarbeitsgericht dabei auf die Bestim-
mungen der europäischen Arbeitszeitrichtlinie 
(2003/88/EG). 
 
Kernaussagen der Entscheidung 
 
Ob man die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts im 
Ergebnis für richtig oder falsch hält, ist für die Praxis uner-
heblich. Jedenfalls sind Arbeitgeber gehalten, die Vorga-
ben des Bundesarbeitsgerichts in die Tat umzusetzen.  
 
Dabei lassen sich der Entscheidung insbesondere fol-
gende für die Praxis zentrale Aussagen entnehmen: 
 
 Eine Erfassung und Dokumentation von Beginn, Ende 

und Lage der Arbeitszeit ist ohne Übergangsvorschrift 
nach geltendem Recht schon jetzt zwingend. Nur ge-
leistete Überstunden zu erfassen, genügt ausdrücklich 
nicht mehr. 

 

 
 In den Entscheidungsgründen findet sich keine klare 

Aussage dazu, ob und wie Pausenzeiten zu erfassen 
sind. Das Bundesarbeitsgericht stellt aber ausdrücklich 
darauf ab, dass eine Überprüfung der täglichen und wö-
chentlichen Höchstarbeitszeiten möglich sein soll. Dies 
wird ohne Berücksichtigung von Pausenzeiten nicht 
möglich sein. Es ist deshalb davon auszugehen, dass 
diese ebenfalls der Erfassungspflicht unterliegen. Dafür 
spricht auch, dass „Beginn und Ende der Arbeitszeit“ 
dahingehend zu verstehen sein dürften, dass durch 
eine Pause die Arbeitszeit endet und sie im Anschluss 
erneut beginnt. Nach diesem Verständnis sind die Pau-
senzeiten vollständig zu erfassen.  

 
 Dazu, ob sich die Pflicht zur Arbeitszeiterfassung auch 

auf leitende Angestellte erstreckt, hat sich das Bun-
desarbeitsgericht nicht eindeutig geäußert. Es führt 
aus, dass der Gesetzgeber Sonderregelungen und 
Ausnahmen für bestimmte Arbeitnehmergruppen zwar 
treffen könne, dies aber „bislang“ nicht getan habe. So-
lange dies so sei, gelte die Pflicht zur Arbeitszeiterfas-
sung für alle Arbeitnehmer. Die gesetzlichen Ausnah-
metatbestände des Arbeitszeitgesetzes, wonach u.a. 
leitende Angestellte ausgenommen sind, hält das Bun-
desarbeitsgericht ausdrücklich nicht für einschlägig. 
Wer alle Vorgaben sicher erfüllen möchte, sollte des-
halb davon ausgehen, dass auch die Arbeitszeiten der 
leitenden Angestellten zu erfassen sind. Dies gilt aller-
dings nur, solange keine abweichende gesetzliche (o-
der ggf. tarifliche oder betriebliche) Regelung gilt (dazu 
s.u. im vorletzten Bullet-Point).  

 
 Die Art und Weise der Zeiterfassung kann der Arbeit-

geber wählen. Dies kann sowohl elektronisch als 
auch in Papierform erfolgen. Auch hier bleibt abzu-
warten, ob der Gesetzgeber dazu nähere Vorgaben 
machen wird. Die Einführung eines elektronischen Zeit-
erfassungssystems ist daher (jedenfalls noch) nicht 
zwingend.  

 
 Der Arbeitgeber kann auch entscheiden, wer die Ar-

beitszeit erfasst. Er kann diese Aufgabe auf die Ar-
beitnehmer übertragen. Dazu ist eine entsprechende 
Weisung erforderlich, durch welche die Arbeitnehmer 
zur Erfassung ihrer Arbeitszeit verpflichtet werden. In 
diesem Fall verbleibt der Arbeitgeber dazu verpflichtet, 
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zu kontrollieren und zu überwachen, dass eine ord-
nungsgemäße Erfassung tatsächlich erfolgt.  

 
 „Vertrauensarbeitszeit“ ist weiterhin möglich. Al-

lerdings müssen die in diesem Rahmen geleisteten 
Arbeitszeiten erfasst werden. Ein Verzicht auf die Er-
fassung der Arbeitszeit ist ausgeschlossen. 

 
 Besteht ein Betriebsrat, so ist dieser gemäß § 87 Be-

trVG bei der Ausgestaltung („wie“) der Zeiterfassung 
zu beteiligen. Der Betriebsrat kann aber keine Rege-
lung zur Zeiterfassung einfordern, da es – so das Bun-
desarbeitsgericht – keinen Regelungsspielraum für 
das „Ob“ einer Zeiterfassung gibt.  

 
 Das Bundesarbeitsgericht stellt klar, dass Ausnah-

men von der Pflicht zur Arbeitszeiterfassung im 
Rahmen der von der Arbeitszeitrichtlinie eröffneten 
Gestaltungsspielräume möglich sind. Die Arbeitszeit-
richtlinie erlaubt es in ihrem Art. 17 jedenfalls dem na-
tionalen Gesetzgeber, abweichende Regelungen zu 
treffen, d.h. u.a. bestimmte Arbeitnehmergruppen von 
der Zeiterfassung auszunehmen. Das Bundesarbeits-
gericht trifft aber (leider) keine Aussage dazu, ob der-
artige Ausnahmeregelungen auch von Tarif- oder Be-
triebsparteien getroffen werden können. Dies ist also 
noch ungeklärt. Aus unserer Sicht ließen sich in ge-
eigneten Fällen hierfür aber angesichts der Spiel-
räume, die § 3 ArbSchG und auch die Arbeitszeitricht-
linie bieten, durchaus gute Gründe finden.  

 
 Es bleibt zunächst dabei, dass bei einem Verstoß ge-

gen die Aufzeichnungs- und Dokumentationspflicht 

keine unmittelbaren Geldbußen drohen. Die aus § 
3 ArbSchG dem Arbeitgeber obliegenden Pflichten 
sind erst dann bußgeldbewehrt, wenn die zuständige 
Behörde dem Arbeitgeber die Pflicht in einer vollzieh-
baren Anordnung konkret aufgegeben hat. 

 
Fazit 
Das Bundesarbeitsgericht stellt klar, dass es dem Gesetz-
geber unverändert obliegt, rechtssichere Regelungen ins-
besondere hinsichtlich des Anwendungsbereichs (sind 
auch leitende Angestellte erfasst?) und etwaiger Vorgaben 
zur konkreten Ausgestaltung (elektronisch oder analog?) 
der Zeiterfassung zu schaffen.  
 
Ungeachtet dessen besteht bereits jetzt die Rechtspflicht 
für Arbeitgeber, für die Ein- und Durchführung eines ent-
sprechenden Zeiterfassungssystems zu sorgen. Misslich 
ist dabei, dass ein nun implementiertes System zur Zeiter-
fassung nach dem Tätigwerden des Gesetzgebers ggf. 
nochmals angepasst werden muss. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Hinweis  
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen.  Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren 
gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autoren Dr. Hannah Jansen unter +49 221 33660-534 oder hjansen@GOERG.de, Dr. Markus Richter untern +49 
221 33660-534 oder mrichter@goerg.de an oder Dr. Frank Wilke unter fwilke@goerg.de oder +49 221 33660-508. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer 
Homepage www.goerg.de.  
 
Unsere Standorte  
GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
BERLIN  
Kantstraße 164, 10623 Berlin 
Tel. +49 30 884503-0, Fax +49 30 882715-0  
 
FRANKFURT AM MAIN  
Ulmenstraße 30, 60325 Frankfurt am Main 
Tel. +49 69 170000-17, Fax +49 69 170000-27 
 
HAMBURG 
Alter Wall 20 – 22, 20457 Hamburg 
Tel. +49 40 500360-0, Fax +49 40 500360-99 
  

KÖLN  
Kennedyplatz 2, 50679 Köln  
Tel. +49 221 33660-0, Fax +49 221 33660-80 
 
MÜNCHEN  
Prinzregentenstraße 22, 80538 München   
Tel. +49 89 3090667-0, Fax +49 89 3090667-90 
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